
Europas sowie auch bei vielen Deutschen erzeugen, und das wä­
re der Einigung Europas alles andere als dienlich. Oder aber die 
außenpolitisch relevanten Themen werden in der gebotenen 
Präzision bereits jetzt beantwortet, dann präjudizieren sie die In­
halte der 2 + 4-Verhandlungen, was wiederum Verstimmung der 
Vier erzeugen könnte und außerdem den Verhandlungsspiel­
raum einengt. Die 2+4-Verhandlungen aber ihrerseits bilden ei­
ne entscheidende Grundlage für das KSZE-Gipfeltreffen im No­
vember, und dazu braucht es übrigens nicht den Vorschlag der 
DDR-Regierung. Das ist natürlich eine Notwenigkeit.

Die beiden deutschen Staaten wären also unserer Meinung 
nach gut beraten, den Vertrag über die deutsche Einheit nicht 
überstürzt abzuschließen.

(Schwacher Beifall)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie noch eine kurze Anfrage?

Schulz (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, eine Frage: Warum sollten wir uns als 
Deutsche nicht in die NATO integrieren? Ich als Demokrat fühle 
mich dort wesentlich wohler, denn 1968 ist der Warschauer Pakt 

marschiert in die CSSR, 1953 haben die Panzer hier die Demo- 
"kratie niedergewalzt und 1956 in Ungarn. Das waren niemals 

NATO-Panzer, das waren immer die des Warschauer Paktes.

(Beifall vor allem bei CDU/DA)

Poppe (Bündnis 90/Grüne):

Es gibt genug Beispiele für militärische Aktionen von NATO- 
Truppen; ich brauche sie nicht im einzelnen aufzuzählen.

(Zurufe: Wo denn? - Unruhe)

Entschuldigung, mir wird hier meine Redezeit weggenom­
men, und ich muß Ihnen Trivialitäten beantworten!

(Heiterkeit, Unruhe)

Solange die NATO diesen offensiven militärischen Charakter 
hat, kommt für uns ein NATO-Eintritt nicht in Frage. Ich denke, 
das ist auch Konsens und Bestandteil der Regierungserklärung. 
Ich wundere mich, daß Sie nicht einmal Ihrem eigenen Minister­
präsidenten in dieser Frage folgen.

(Beifall vor allem bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter Poppe, ich muß Sie eindeutig darauf hin- 
weisen, daß ich Ihnen keine Redezeit weggenommen habe, son­
dern Ihnen drei Minuten zu Ihrer Redezeit dazugegeben habe.

(Beifall bei CDU/DA)

Ich bitte nun den Abgeordneten Seeger von der Fraktion DBD/ 
DFD, das Wort zu nehmen.

Seeger für die Fraktion DBD/DFD:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Fraktion DBD/DFD hält es für notwendig und an der Zeit, in 
diesem Hohen Hause nicht nur die Schritte zur deutschen Eini­
gung vorzubereiten, sondern auch die damit im Zusammenhang 
stehenden außenpolitischen Fragen zu erörtern, die sich keines­
wegs als problemlos darstellen. Das zeigen insbesondere die 
2+4-Gespräche zwischen den beiden deutschen Staaten und den 
Siegermächten des 2. Weltkrieges.

Unsere Fraktion vertritt den Standpunkt, daß ein geeintes 
Deutschland für unsere Nachbarn im Osten wie im Westen poli­
tisch berechenbar sein muß. Schon zweimal in diesem Jahrhun­
dert hat deutsches Großmachtstreben die Welt in verheerende 
Kriege verwickelt. Deshalb ist es heute mehr denn je notwendig, 
daß sich kein Volk durch die deutsche Einigung bedroht fühlen 
darf.

In diesem Zusammenhang möchten wir noch einmal auf die 
gleichlautenden Erklärungen der Volkskammer der DDR und 
des Deutschen Bundestages zur polnischen Westgrenze verwei­
sen. Dies war ein richtiger Schritt zur endgültigen rechtlichen 
Fixierung der heute bestehenden Außengrenzen, die durch die 
Territorien der DDR und der Bundesrepublik Deutschland mar­
kiert sind. Dennoch, Erklärungen sind keine Verträge. Es muß 
deshalb eine vorrangige Aufgabe der neu zu wählenden gesamt­
deutschen Regierung darin bestehen, gerade im Hinblick auf die 
Grenze an Oder und Neiße endgültige völkerrechtliche Verträge 
abzuschließen.

Wir verstehen auch die Vorbehalte der UdSSR gegen eine Mit­
gliedschaft des geeinten Deutschlands in der NATO. Eine solche 
qualitative Veränderung des Kräfteverhältnisses in Europa un­
ter Berücksichtigung des Fortbestehens der beiden Bündnissy­
steme berührt maßgeblich die legitimen Sicherheitsinteressen 
der Sowjetunion.

Unseres Erachtens stellen die Vorschläge von UdSSR-Außen- 
minister Schewardnadse zur Nichtausdehnung des Geltungsbe­
reiches der NATO und des Warschauer Vertrages über einen 
Zeitraum von 5 Jahren sowie zum gestaffelten Abbau der auf 
deutschem Boden stationierten Truppen der vier Siegermächte 
des 2. Weltkrieges eine durchaus gangbare Übergangslösung bis 
zur Schaffung eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems 
unter Einbeziehung aller KSZE-Staaten dar.

Wir vertreten die Auffassung, daß die Spaltung Europas in un­
terschiedliche Bündnissysteme im gegenwärtigen angestrebten 
Einigungsprozeß unbedingt aufgehoben werden muß. Dennoch 
sollten wir uns darüber hinaus der Tatsache bewußt sein, daß der 
gegenwärtige deutsche Einigungsprozeß wesentlich schneller 
verläuft als der europäische. Europa ist aber mehr als nur West­
europa. Gerade in den ost- und südosteuropäischen Staaten sind 
auf Grund politischer und wirtschaftlicher Probleme die Inte­
grationsmöglichkeiten weit geringer entwickelt als in West- und 
Mitteleuropa.

Die deutsche Einigung kann die Integrationsbestimmungen 
fördern, wenn die historisch gewachsenen Beziehungen der 
DDR zu den osteuropäischen Ländern genutzt und ausgebaut 
werden. Keinesfalls darf es aber geschehen, daß durch die 
schnelle Schaffung der deutschen Einheit die Widersprüche in 
Europa vertieft werden. Dabei ist nicht nur die östliche Richtung 
gemeint. Dabei sollte auch der Betritt der DDR zur BRD nach Ar­
tikel 23 des Grundgesetzes wohlüberlegt, durchdacht und nicht 
vorschnell vollzogen werden. Die DDR darf nicht, wie es in den 
letzten Tagen und Wochen allzu häufig zu sehen war, im ambu­
lanten Straßenhandel verschleudert werden.

(Dr. Modrow, PDS: So ist es! - Beifall bei PDS, DBD/DFD, 
SPD und Bündnis 90/Grüne)

Vieles hat sich in den vergangenen Jahrzehnten der Exi­
stenz der DDR auch auf internationalem Gebiet' entwickelt, 
was im Prozeß der deutschen Einigung bewahrenswert er­
scheint bzw. berücksichtigt werden sollte. Ich möchte vor al­
lem auf die traditionellen und historisch gewachsenen Bezie­
hungen zu vielen Staaten der Welt verweisen. Oftmals verbin­
den uns mit ihnen völkerrechtliche Verträge und Verpflichtun­
gen. Das sind Aspekte, die im deutschen Vereinigungsprozeß 
nicht außer acht gelassen werden dürfen. Gleiches trifft auf 
die Verpflichtungen aus der Mitgliedschaft der DDR in inter­
nationalen Organisationen bzw. der Unterzeichnung interna­
tionaler Verträge zu.

Bewahrenswert ist unseres Erachtens gleichfalls der über 
Jahrzehnte getragene Solidaritätsgedanke mit den Ländern der 
Dritten Welt.
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